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Zusammenfassung 
Sicherheitspolitik wird von den politischen Eliten in Deutschland auch heute noch
wie ein ungeliebtes Stiefkind der politischen Kommunikation behandelt. Die Bun-
desrepublik hat sich jedoch seit der Wiedervereinigung in ihrem außen- und
sicherheitspolitischen Agieren fundamental verändert. Waren die ersten Auslands-
einsätze der Bundeswehr noch von langen Debatten begleitet, so stehen deren
Streitkräfte heute an zahlreichen Orten der Welt im Einsatz. Eine in einen offenen
Kommunikationsprozess eingebettete Begründung dafür erfolgte jedoch von
Seiten der verantwortlichen Akteure nicht.
Die Bundesregierung entscheidet sich bewusst für ihr ziviles wie militärisches
Engagement im internationalen Krisenmanagement mit den dazugehörigen Kos-
ten und Risiken. Da Beschlüsse in einem so sensiblen Politikfeld jedoch nicht ab-
gekoppelt von der Gesellschaft stattfinden dürfen, gilt es, über eine pro-aktive und
konsequente Vermittlungsarbeit die Entscheidungen und die sich daraus ergeben-
den Konsequenzen gegenüber dem Bürger überzeugend zu vertreten und zu ver-
antworten. Nur durch einen offenen Kommunikationsprozess kann die Unter-
stützung und Legitimation für politische Handlungen erreicht werden. Wichtig
hierfür sind nicht nur die Inhalte, sondern auch Form und Struktur des Dialogs.
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1. Neue Anforderungen an die Sicherheitspolitik
In den USA ist es ein ungeschriebenes Gesetz, dass man mit Außenpolitik Wahlen
nur verlieren kann. In Deutschland könnte das Beispiel der Bundestagswahl 2002 als
Gegenbeweis dienen: Gerhard Schröder konnte mit seinem Widerstand gegen den
Irakkrieg einen bereits verloren geglaubten Wahlkampf gegen seinen bayerischen
Herausforderer Edmund Stoiber nochmals herumreißen. Ob zum Guten oder zum
Schlechten, die Sicherheitspolitik erweist sich immer mehr als Spannungsfeld für
den Meinungsaustausch zwischen der Regierung und den Bürgern.
Sicherheitspolitik wird von der politischen Elite in Deutschland auch heute noch wie
ein ungeliebtes Stiefkind der politischen Kommunikation behandelt. Dabei haben
Eurobarometer-Umfragen der letzten Jahre immer wieder gezeigt, dass das Thema
Sicherheit für den Bürger von immenser Bedeutung ist. So sprechen sich 77 Prozent
der Befragten für eine gemeinsame Außenpolitik sowie eine Gemeinsame Sicherheits-
und Verteidigungspolitik der Europäischen Union aus.1 Problematisch erweist sich je-
doch, dass es keine genaue Vorstellung von den sicherheitspolitischen Herausforde-
rungen und den möglichen Regulierungsmechanismen gibt. Im Gegensatz zum Euro
lässt sich Sicherheit nicht in die Hand nehmen und damit direkt erfahrbar machen.
Im Vergleich zu den Zeiten des Kalten Krieges, als die Bedrohung in Form von
Stacheldraht und Panzern an der innerdeutschen Grenze greifbar war, sind Themen
wie der internationale Terrorismus, Proliferation von Massenvernichtungswaffen
oder fragile Staatlichkeit nur abstrakte Begrifflichkeiten, von denen sich ein Großteil
der Bevölkerung keine Vorstellungen machen kann. Die Komplexität der Interaktion
von Akteuren und die Vielschichtigkeit politischen Handelns im Mehrebenesystem
aus nationaler, intergouvernementaler und supranationaler Zuständigkeit verschärft
diese Problematik zusätzlich und führt zusammen mit der steigenden Interdepen-
denz in einem globalisierten Umfeld zu einem unüberschaubaren Gesamtbild. Dem-
entsprechend werden Begriffe wie effektives Krisenmanagement und umfassende
Konfliktprävention als Beitrag zur Stabilisierung einer Krisenregion vom Bürger nur
als diffuse Antworten auf ein abstraktes Szenario wahrgenommen. In einer Umfrage
des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bundeswehr aus dem Jahr 2003 erklärte
die Bevölkerungsmehrheit, dass sie mit Ausnahme der Katastrophenhilfe im In- und
Ausland nur unzureichend über die Einsätze der Bundeswehr informiert sei.2 An
diesen Werten hat sich bis heute nichts geändert. Wie real die Gefährdung wirklich
ist, bekommen mit wenigen Ausnahmen nur die Mitarbeiter von Hilfsorganisa-
tionen und die Angehörigen der Streitkräfte mit, die mit der Komplexität der sicher-
heitspolitischen Realität zu Beginn des 21. Jahrhunderts in den jeweiligen Einsatz-
gebieten konfrontiert werden.
Immer häufiger sind es diffuse Bedrohungen wie die fehlende Balance in den sozia-
len, finanziellen oder wirtschaftlichen Strukturen eines Staates, ungeklärte Minder-
heitenprobleme und die sich daraus ergebenden Flüchtlingsbewegungen, sowie ein
mangelndes Verständnis von Rechtsstaatlichkeit in Verbindung mit Korruption, orga-
nisierter Kriminalität und politisch bzw. religiös radikalisierten Kräften, die als
Destabilisierungsfaktoren und eigentliche Ursachen für Unsicherheit zu Tage treten.
Dass diese Aspekte selbst dann Einfluss auf die Sicherheitslage in Deutschland
haben, wenn sie auch in weit entfernten Ländern oder Regionen auftreten, ist eine
wesentliche Erkenntnis der Auseinandersetzung mit – wie es Javier Solana kürzlich
wieder bezeichnete – der dunklen Seiten der Globalisierung, die der Öffentlichkeit
erst noch vermittelt werden muss.3
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Dies kann nur in Form einer offenen sicherheitspolitischen Debatte gelingen. Dabei
müssen die Bedrohungen und Risiken für Sicherheit und Stabilität benannt und die
Sicherheitsinteressen und Grundwerte vermittelt werden, für die die Regierung
bereit ist, sich international zu engagieren. Die Bundesregierung entscheidet sich
bewusst für ihr ziviles wie militärisches Engagement im internationalen Krisen-
management mit den dazugehörigen Kosten und Risiken. Da Beschlüsse in einem
so sensiblen Politikfeld jedoch nicht abgekoppelt von der Gesellschaft stattfinden
dürfen, gilt es, durch eine pro-aktive und konsequente Vermittlungsarbeit die Ent-
scheidungen und die sich daraus ergebenden Konsequenzen gegenüber dem Bürger
überzeugend zu vertreten und zu verantworten. Wichtig hierfür sind nicht nur die
Inhalte, sondern auch Form und Struktur des Dialogs.
2. Die drei Ebenen der sicherheitspolitischen Kommunikation
Das Problem einer fehlenden strategischen sicherheitspolitischen Debatte existiert
auf drei Ebenen. Erstens im Austausch zwischen den relevanten nationalen und
internationalen Sicherheitsakteuren, zweitens in der Auseinandersetzung mit der
Bevölkerung im Einsatzgebiet vor Ort, und drittens in der Kommunikation der poli-
tischen Führung mit der eigenen Bevölkerung.
Beim transatlantischen Dialog ist das Fehlen eines gemeinsamen Forums zum Mei-
nungsaustausch zwischen den internationalen Akteuren besonders offensichtlich.
Die NATO kann dieser Aufgabe nicht mehr gerecht werden. Dies liegt zum einen an
der Erweiterung der Allianz und der damit verbundenen nationalen Interessen-
heterogenität, die damit in den Konsultations- und Konsensprozess eingebracht wird.
Zum anderen liegt es an der unilateralen Haltung der Vereinigten Staaten nach den
Anschlägen des 11. September 2001. Auch die Diskussion um den Aufbau einzelner
Elemente des US-amerikanischen Raketenabwehrsystems in Polen und der Tsche-
chischen Republik und die sich daraus ergebenden Spannungen im transatlanti-
schen Verhältnis, zwischen den europäischen Partnern und im Verhältnis zu Russ-
land haben belegt, dass die strategische Tiefe im sicherheitspolitischen Dialog ver-
loren gegangen ist.4 Bei den jährlich stattfindenden EU-USA-Gipfeltreffen stehen
vielmehr der weitere Ausbau der guten Wirtschaftsbeziehungen und der Abbau von
Handelsbeschränkungen zwischen den beiden Kontinenten im Vordergrund.5
Dabei ist diese Form des strategischen Diskurses sowohl für die Initialisierung eines
nachhaltigen und konsequenten Entscheidungsprozesses als auch für die Überzeu-
gungskraft eines internationalen Akteurs unerlässlich. Bundesaußenminister Frank-
Walter Steinmeier betonte bei der Münchner Sicherheitskonferenz 2007: „Der
Westen braucht für die Globalisierung mehr von dem, was die Außenpolitiker als
interkulturelle Kompetenz bezeichnen. Und das betrifft uns Europäer genau so wie
unsere amerikanischen Freunde. Tieferes Wissen, Bereitschaft zum Dialog auf Au-
genhöhe, das müssen unsere Vorleistungen sein, wenn wir gemeinsame Verant-
wortung in der Welt und für die Welt von anderen einfordern. Dann werden wir, auf
lange Sicht, davon bin ich überzeugt, unsere gemeinsamen Werte von Freiheit,
Demokratie, Rechtsstaat, Toleranz für die Menschen ganz sicher überzeugender ver-
treten können, als das religiöser Fanatismus und totalitäre Ideologie tun können.“6
Die Überzeugungsarbeit muss auch im Einsatzgebiet vor Ort geleistet werden, da es
essenziell ist, die Zustimmung der Bevölkerung und deren Unterstützung für den
langwierigen und bisweilen schwerfälligen Stabilisierungsprozess zu gewinnen.
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Sicherheitskonferenz 2007 unter Bezug auf den Einsatz in Afghanistan besonders
hervorgehoben: „Es geht dabei auch um den öffentlichen Eindruck der Allianz. Der
Erfolg des Bündnisses bemisst sich nicht nach Verlustzahlen beim Gegner, sondern
nach erfolgreich geschützten und vorangebrachten Stabilisierungs- und Wieder-
aufbauprojekten und dem Maß der Unterstützung und Zustimmung der Afghanen!
Denn wir sind und bleiben Unterstützer der Bevölkerung in diesem Land und dür-
fen nicht als Besatzungsmacht empfunden werden.“7
Die sicherheitspolitische Diskussion mit der eigenen Bevölkerung stellt in diesem
Dreiklang des strategischen Diskurses einen zentralen Aspekt dar. Die politische
Kommunikation zwischen den Eliten und den Bürgern und die Einbeziehung der
öffentlichen Meinung sind wesentliche Bausteine einer funktionierenden Demo-
kratie. Nur durch einen offenen Kommunikationsprozess kann die Unterstützung
und Legitimation für politisches Handeln erreicht werden.8 Besonders auf dem Ge-
biet der Sicherheitspolitik ist ein stabiles Legitimationsfundament erforderlich, da
damit höchst sensible politische Fragen angesprochen sind. Zudem ist eine breite
Unterstützung nötig, um die meist langwierigen und auch von Rückschlägen beein-
trächtigten diplomatischen, zivilen wie militärischen Ansätze im Bereich der Konflikt-
prävention und Konfliktregulierung zu einem erfolgreichen Ende führen zu können.
3. Sicherheitspolitische Debatte in Deutschland – eine Bestandsaufnahme
3.1 Beispiel 1: Der Foto-Skandal und die Veröffentlichung des Weißbuchs 2006
Als am 25. Oktober 2006 Aufnahmen mit Bundeswehrangehörigen veröffentlicht wur-
den, auf denen die Soldaten in Afghanistan mit Totenschädeln und Gebeinen posier-
ten, flammte in den Medien eine heftige Debatte über die Verantwortung von Vorge-
setzten, dem Konzept des Staatsbürgers in Uniform sowie den allgemeinen Zustand
der Streitkräfte auf. Hinter den Bildern, deren Aufarbeitung und der Reaktion der
Öffentlichkeit steckt jedoch nicht nur die berechtigte Entrüstung über ein gravieren-
des Fehlverhalten.Vielmehr belegt der Vorfall und seine mediale Ausschlachtung das
angeschlagene Verhältnis zwischen einer Zivilgesellschaft, die nur wenig Verständnis
für die genaueren Umstände der Auslandseinsätze der Bundeswehr zeigt, und den
Streitkräften, die ebenso wie die Diplomaten und zivilen Wiederaufbauhelfer zum
sicherheitspolitischen Engagement Deutschlands beitragen. Die Bundeswehr selbst
drängte auf eine schnelle Aufklärung der Vorgänge, an deren Ende die unehrenhaf-
te Entlassung der betroffenen Soldaten stand. Das Bild des mündigen Staatsbürgers
in Uniform sollte dadurch wieder zurechtgerückt werden.
Eine ernsthafte Vermittlung der teils gefährlichen Begleitumstände des Einsatzes in
Afghanistan blieb von politischer Seite jedoch aus, wodurch der Eindruck verfestigt
wurde, die Bundeswehr leiste in Afghanistan lediglich zivile Aufbauhilfe. Ohne
Zweifel sind der Bau von Schulen und Krankenhäusern in Afghanistan wichtige
Beiträge Deutschlands für mehr Sicherheit und Stabilität im Land. Jedoch ist das
Mandat der deutschen Streitkräfte nicht auf diese Aufgaben beschränkt.Vielmehr ist
die ISAF „autorisiert, alle erforderlichen Maßnahmen einschließlich der Anwendung
militärischer Gewalt zu ergreifen, um den Auftrag gemäß Resolution 1386 (2001)
durchzusetzen. Die Wahrnehmung des Rechts zur individuellen und kollektiven
Selbstverteidigung bleibt davon unberührt. Den im Rahmen dieser Operation ein-
gesetzten Kräften wird auch die Befugnis zur Wahrnehmung des Rechts auf bewaff-
nete Nothilfe zugunsten Jedermann erteilt.“9 Dies wird jedoch nach außen nur
unzureichend vermittelt.
Seite 8 C·A·P Analyse · 1 · 2008






Bereits ein Monat vor der Veröffentlichung der Fotos aus Afghanistan war die Ver-
längerung des Afghanistan-Einsatzes im Bundestag beschlossen worden. Zeitgleich
zum Erscheinen der Bilder stellte das Verteidigungsministerium zum ersten Mal
nach 12 Jahren wieder ein Weißbuch zur deutschen Sicherheitspolitik und zur Zu-
kunft der Bundeswehr vor, die darin als Armee im Einsatz definiert wurde. Über
200.000 Soldaten haben mittlerweile an Auslandseinsätzen teilgenommen.10 Die
Vermittlung der Mandatsverlängerung sowie des Weißbuchs und der damit verbun-
dene Ansatz, mit der Bevölkerung in einen Dialog über den neuen Sicherheitsbegriff
zu treten, wurden allerdings vom Foto-Skandal überlagert. Schnell war von einer
Überlastung der deutschen Streitkräfte die Rede, wodurch nicht nur der Stellenwert
der Bundeswehr, sondern auch der des umfassenden sicherheitspolitischen Engage-
ments Deutschlands in Afghanistan insgesamt in Frage gestellt wurden, zu dem
auch die Ausbildung lokaler Polizeikräfte zählt. Die Tatsache, dass die Fotos bereits
längere Zeit zuvor gemacht worden waren, allerdings erst parallel zur Weißbuch-
veröffentlichung publiziert wurden, deutete auf eine gezielte Kampagne gegen die
Politik des Bundesverteidigungsministeriums hin.
Die Gleichzeitigkeit der drei Faktoren – Mandatsverlängerung, Foto-Skandal und
Weißbuch – wurde von Kräften, die sich gegen eine weitere Beteiligung von Bundes-
wehrsoldaten an internationalen Krisenmanagement-Operationen stellen, zur
Kritik an der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik genutzt. Die anschließende
Öffentlichkeitsarbeit seitens des Verteidigungsministeriums war bemüht, das ange-
schlagene Image der Bundeswehr wieder aufzubessern. Sie blieb jedoch reaktiv und
erweckte den Anschein einer von außen aufgezwungenen, nachträglichen Recht-
fertigung für den Einsatz der Bundeswehr vor Ort. Die Angriffe gegen die
Bundeswehr und die außen- und Sicherheitspolitik Deutschlands als solche fanden
nicht zuletzt deswegen eine breite öffentliche Resonanz.
3.2 Beispiel 2: Verlängerung des ISAF-Mandats und das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts 2007
Das Jahr 2007 könnte als Jahr der verpassten Chancen für die deutsche sicherheits-
politische Debatte bezeichnet werden. Mit der Verlängerung der beiden Bundes-
wehr-Mandate für die UNIFIL-Operation vor der libanesischen Küste und die
NATO-Operation ISAF in Afghanistan konnte eine gewisse Kontinuität beim deut-
schen Engagement im Rahmen internationaler Krisenmanagement-Operationen er-
reicht werden. Doch die angekündigte breite sicherheitspolitische Debatte blieb aus.
Die Anschläge auf Angehörige der Bundeswehr und auf deutsche Polizeikräfte in
Afghanistan, die Entführung deutscher Wiederaufbauhelfer im Irak und am Hindu-
kusch, sowie der Versuch der Bundestagsfraktion „Die Linke“, durch eine Organ-
klage vor dem Bundesverfassungsgericht die Entsendung deutscher Aufklärungs-
flugzeuge im Rahmen der ISAF zu verhindern, haben zentrale Fragen aufgeworfen:
Unter welchen Umständen beteiligt sich Deutschland mit zivilen oder militärische
Kräften an solchen Operationen? Welche strategischen Interessen werden damit
verfolgt? Und unter welchen Rahmenbedingungen kann man mit einem Abzug
deutscher Truppen rechnen? 
Eigentlich wäre es Aufgabe einer zentralen Sicherheitsstrategie, Antworten auf diese
Fragen zu liefern, doch eine solche besitzt Deutschland noch immer nicht. Das
Weißbuch 2006 zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr ist lediglich
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gung und hin zur Krisenprävention und Friedenssicherung. Harte strategische Inte-
ressen bzw. Konzeptionen zu deren Umsetzung finden sich dort nicht. Auch das
neue Afghanistan-Konzept der Bundesregierung, das einen Monat vor der Entschei-
dung über die Verlängerung der ISAF-Mandate im Bundestag vorgelegt wurde, ent-
hält mehr Absichtserklärungen als Hinweise auf eine strategische Grundlinie, mit
der das Land in eine stabile und gesicherte Zukunft geführt werden soll.11 Wie das
Konzert aus militärischem Vorgehen gegen die Taliban und dem gleichzeitigen zivi-
len Wiederaufbau langfristig gelingen soll, bleibt weiterhin diffus.
Obwohl der zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts im Juli 2007 die Verfas-
sungsmäßigkeit des Afghanistaneinsatzes bestätigt hat, blieb die angekündigte
sicherheitspolitische Debatte über Zweck und Ziel des Einsatzes außerhalb der
Expertenzirkel aus. Das Urteil selbst ist von besonderer Relevanz, da es sich in eine
fortwährende Auseinandersetzung um die Verfassungsmäßigkeit von Auslands-
Einsätzen der Bundeswehr und die schrittweise Erweiterung der Befugnisse der
NATO unter Beteiligung der Bundesrepublik einreiht. Ausgangspunkt für diese Ent-
wicklung war das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Juli 1994 über den
Einsatz von Bundeswehr-Soldaten auch außerhalb des eigentlichen Bündnisgebietes
der NATO. Der Zweite Senat hatte damals entscheiden, dass solche Einsätze durch-
aus zulässig sind, da sie als Teil der Verpflichtung anzusehen sind, die sich aus einer
Mitgliedschaft in einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit ergeben: in die-
sem Fall die Umsetzung einer Resolution der Vereinten Nationen durch NATO-
Kräfte. Gleichzeitig betonte das Gericht jedoch, dass der Einsatz der Bundeswehr
dem Parlamentsvorbehalt unterliegt.12
In einer weiteren Organklage der PDS aus dem Jahr 2001 gegen die Bundesregie-
rung entschied das Bundesverfassungsgericht, dass die Zustimmung der Bundes-
regierung zum neuen strategischen Konzept der NATO aus dem Jahr 1999 ohne vor-
herige Zustimmung durch den Bundestag verfassungsgemäß war. Als Begründung
wurde angeführt, dass es sich dabei nicht um eine Vertragsrevision handele, die im
Rahmen einer zustimmungspflichtigen Gesetzgebung nach Artikel 59 Absatz 2 des
Grundgesetzes die Zustimmung des Bundestages benötigt hätte, sondern lediglich
um eine Fortentwicklung des Vertrags.13
Die Organklage der Fraktion „Die Linke“ aus dem Jahr 2007 betonte, dass die NATO
aus dem Jahr 2007 nicht mehr mit der Allianz von 1955 zu vergleichen sei. Mit dem
Einsatz in Afghanistan – sowohl im Rahmen von ISAF als auch der Operation
Enduring Freedom (OEF) – habe sich die Allianz weit über ihren ursprünglichen
Aufgabenbereich hinaus entwickelt. Dadurch sei auch der friedenserhaltende
Charakter nicht mehr gegeben. Daher ist die Abweisung der Klage durch das Bun-
desverfassungsgericht von besonderer Bedeutung. So erkannte das Gericht an, dass
der Einsatz deutscher Soldaten in Afghanistan im Rahmen der ISAF-Mission der
Sicherheit des euro-atlantischen Raumes diene, und sich damit innerhalb des Inte-
grationsprogramms des NATO-Vertrags bewege. In der Begründung geht das
Gericht sogar noch einen Schritt weiter. Die regionale Begrenzung des Einsatzge-
bietes auf das alleinige Territorium der NATO sowie auf den euroatlantischen Raum
sei von Anfang an nicht im Vertrag gegeben gewesen. Zur Abwehr eines Angriffs
oder als Reaktion auf einen solchen stand von vornherein der Einsatz außerhalb des
Bündnisraums als mögliche Option im Raum. Damit sind unter Berücksichtigung
der strategischen Fortentwicklung der Allianz in den Jahren 1992, 1994 und 1999
auch Maßnahmen zur Stabilisierung in weiter entfernten Regionen gerechtfertigt,
um damit den Frieden und die eigene Sicherheit gewährleisten zu können.14
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Damit dürfte zumindest mittelfristig ein Schlussstrich unter die seit 1994 laufende
Auseinandersetzung über die Verfassungsmäßigkeit der schleichenden Befugniser-
weiterung des Bündnisses gezogen sein. Doch der in der Urteilsbegründung vom 
3. Juli 2007 aufgeführte Verweis auf die NATO-Allianz und die Verpflichtungen, die
sich aus der Mitgliedschaft in einem System kollektiver Sicherheit wie den Vereinten
Nationen ergeben, reicht auf lange Sicht nicht als Legitimationsgrundlage gegenü-
ber dem Bürger und den betroffenen Einsatzkräften aus. Erforderlich ist ein aktiver
Kommunikationsprozess zwischen den verantwortlichen Akteuren und den Bür-
gern, in dem diese Inhalte vermittelt werden.
3.3 Beispiel 3: Der „Brandbrief“ von US-Verteidigungsminister Robert Gates
Kurz vor Beginn der Münchner Sicherheitskonferenz 2008 zeichnete sich ab, dass
sich die in den Medien als Brandbrief bezeichnete Bitte von US-Verteidigungsminis-
ter Robert Gates an seine Amtskollegen um mehr militärische Unterstützung im
umkämpften Süden Afghanistans zum Spaltpilz für die Große Koalition in Deutsch-
land und die transatlantische Allianz entwickeln könnte. Die prompte Ablehnung
durch die Bundeskanzlerin und ihren Verteidigungsminister Franz-Josef Jung löste
zudem eine heftige Debatte um die Bündnissolidarität Deutschlands aus.15
Erneut zeigte sich, dass man sich seitens der politischen Führung viel zu lange hin-
ter den Erfolgsberichten über neu errichtete Schulen und Krankenhäuser versteckt
und dadurch wider besseren Wissens das Bild von einem risikofreien Einsatzraum im
Norden Afghanistans aufrechterhalten hat. Doch weder ist der Norden des Landes
von Kämpfen verschont, noch kann bestritten werden, dass auch im Süden Wieder-
aufbauhilfe geleistet wird. Doch in Deutschland hält sich bis heute hartnäckig die
Vorstellung, in den südlichen Provinzen fänden fast ausschließlich Kämpfe zwischen
den US-Soldaten und den Taliban statt. Dieses Bild verkennt jedoch die Tatsache,
dass auch die Truppen der Kanadier, Briten, Dänen und Holländer die Grundlage für
einen erfolgreichen Wiederaufbau des Landes schaffen. Die ablehnende Haltung der
Bundesregierung gegenüber einem Einsatz der Bundeswehr im Süden Afghanistans
hat eine kritische Bewertung der Rolle Deutschlands in Europa von Seiten der
Allianz-Partner hervorgerufen.
Die Bevölkerungsmehrheit in Deutschland lehnt den Einsatz mittlerweile in seiner
Gesamtheit ab und befürwortet einen Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan. Sie
sieht keinen Fortschritt bei den Bemühungen zur Stabilisierung des Landes. Dem-
gegenüber hat eine Umfrage der Freien Universität Berlin in Afghanistan ergeben,
dass 80 Prozent der Befragten in der Präsenz ausländischer Truppen einen positiven
Beitrag zur Sicherheitssituation sehen. 76 Prozent der Befragten gaben an, dass sich
die Sicherheitslage merklich verbessert habe.
Im Sinne einer offenen sicherheitspolitischen Debatte muss man sich mit der ableh-
nenden Haltung der deutschen Bevölkerung gegenüber dem Einsatz auseinander-
setzen. Denn der Widerspruch zwischen der anfänglichen Zustimmung, dem Land
beim Wiederaufbau zu helfen – 2005 befürworteten 64 Prozent der Befragten im
Rahmen einer Untersuchung des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bundeswehr
das Engagement im Rahmen der ISAF16 – und  der nun vorgebrachten Forderung,
das deutsche Engagement insgesamt zu beenden, lässt den Schluss zu, dass die
Gesellschaft in Deutschland die Einsätze nur solange gutheißt, wie sie nur mit zivi-
len Wiederaufbauleistungen konfrontiert wird. Die damit verbundenen vielschichti-
gen innergesellschaftlichen Problemen einer multiethnischen, teils fanatisierten und
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von 20 Jahren Bürgerkrieg ausgehungerten afghanischen Gesellschaft sowie den
sich daraus ergebenden Risiken für den Einsatz vor Ort werden dabei jedoch ausge-
blendet: „This presents a Catch-22 for Germany’s political elite: Many would agree
that military solidarity within the Alliance is imperative. But it is equally true that the
strong pacifistic and isolationist tendencies in the German public require the illusion
of a purely humanitarian and supportive role.“17
Es wird jedoch immer wieder darauf verwiesen, dass die deutschen Sicherheitsinte-
ressen nicht allein durch die Beteiligung an der Konfliktnachsorge oder durch zivile
Entwicklungspolitik in Form des „Social engineering“ vertreten werden können.
„Selbst die Militäreinsätze zugunsten einer Not leidenden Bevölkerung sind alles
andere als ungefährlich: Wer wirklich helfen will, muss auch in Kauf nehmen, eine
Intervention gegen den Widerstand einzelner Konfliktparteien militärisch zu
erzwingen.“18
Die ablehnende Haltung gegenüber Militäreinsätzen oder dem generellen sicher-
heitspolitischen Engagement in internationalen Einsätzen ist dabei nicht immer
Ergebnis einer objektiv geführten Auseinandersetzung über den Einsatz selbst, son-
dern ist nicht zuletzt auf zwei wesentliche Faktoren zurückzuführen. Zum einen rea-
gieren moderne Gesellschaften auf die Realitäten einer globalisierten Welt zuneh-
mend in Form eines Rückzugs auf Bekanntes und Vertrautes. Dies betrifft nicht nur
die Sicherheitspolitik, sondern umfasst die generellen Veränderungen im politi-
schen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kontext. Nikolas Busse attestierte der
deutschen Bevölkerung in diesem Zusammenhang den Wunsch, mehr wie die
Schweiz sein zu können, sowie die Sehnsucht nach Neutralität und der Reduzierung
des Wesentlichen auf die eigenen vier Wände.19
Diese „Helvetisierung“ und die damit verbundene isolationistische Haltung der
deutschen Öffentlichkeit in Bezug auf wirtschafts-, außen- und sicherheitspolitische
Entscheidungen ist zum anderen auch die Folge einer unzureichenden Informa-
tions- und Kommunikationspolitik durch die Politik, die mehr Angst vor der Ent-
scheidung des Wählers beim nächsten Urnengang zu haben scheint als vor einer
offenen Auseinandersetzung in politisch sensiblen Themenfeldern. Mit Blick auf
Demokratie und Legitimation muss dies jedoch kritisch betrachtet werden.
4. Leitfaden für eine sicherheitspolitische Debatte in Deutschland
Sicherheitspolitik erstreckt sich aufgrund der komplexen Problemlage auf zahlreiche
Politikfelder. Sie betrifft unter anderem Fragen zur Handels-, Entwicklungs-, Kultur-,
Außen- und Verteidigungspolitik, doch auch innenpolitische Fragestellungen sind
zunehmend in einem außen- und sicherheitspolitischen Licht zu betrachten. Neben
den verschiedenen Politikfeldern sind zusätzlich unterschiedliche Institutionen und
Ebenen eingebunden: sowohl Regierung als auch Parlament haben außenpolitische
Kompetenzen, die europäische Integration fügt eine zusätzliche Ebene hinzu. Auch
wenn im Falle der Bundesrepublik der handlungsleitende Rahmen für alle Akteure
in Form des Grundgesetzes vorgegeben ist, so entwickeln doch alle Beteiligten
unterschiedliche Handlungslogiken und Interessen. Für die Konzeptualisierung
einer sicherheitspolitischen Kommunikationsstrategie stellen sich hier besondere
Herausforderungen. Die Verständigung aller beteiligten Akteure auf eine einheitliche
Strategie und einen regelmäßigen Dialog muss daher eine zentrale Voraussetzung
für die politische Kommunikationsarbeit sein. Dabei sollten Verantwortlichkeiten
klar definiert und Aufgaben zugewiesen werden.
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Eine sicherheitspolitische Kommunikationsarbeit kann nur dann erfolgreich sein,
wenn sie sich auf eine kohärente, klar umrissene Strategie stützen kann. Mehr denn je
ist die Politik gefordert, die Themen Sicherheitspolitik und Auslandseinsätze der Bun-
deswehr mit der Öffentlichkeit zu diskutieren. Gleichzeitig müssen klare strategische
Rahmenbedingungen für diese Einsätze und die damit verbundenen Interessen defi-
niert werden. Das Fehlen eines klaren sicherheitspolitischen Fundaments sowie der
Drang der politischen Parteien, aus wahltaktischer Raison den „pazifistischen Impuls
der Gesellschaft“20 zu befriedigen, ist sowohl aus Gründen der Glaubwürdigkeit
gegenüber den internationalen Partnern als auch aus Legitimationsgründen proble-
matisch. Grundlage für eine sicherheitspolitische Debatte mit der Bevölkerung könn-
te eine genuin deutsche Sicherheitsstrategie sein, in der die wesentlichen strategischen
Sicherheitsinteressen für Deutschland definiert und die Kriterien für den Einsatz zivi-
ler wie militärischer Instrumente zum Krisenmanagement darlegt werden. Dabei muss
vor allem darauf geachtet werden, die entsprechenden Inhalte nicht nur einem vorin-
formierten Elitenpublikum zugänglich zu machen, etwa in Form eines Weißbuches,
sondern diese auf verschiedenen Komplexitätsebenen zu kommunizieren.
Oberste Prämisse einer Kommunikationsstrategie sollte es sein, ein höchst mög-
liches Maß politischer Glaubwürdigkeit zu erzielen. Dies kann letztlich nur erreicht
werden, wenn das tatsächliche sicherheitspolitische Handeln, etwa in Form von
Einsätzen der Bundeswehr im Ausland, mit der von den verantwortlichen Akteuren
kommunizierten Botschaft übereinstimmt. Die Operationen der Bundeswehr gehen
weit über die mit traditionellen humanitären Einsätzen verbundenen Aufgaben hin-
aus und umfassen teilweise hoch riskante Einsätze. Denn mit der Zustimmung und
der Beteiligung an zivilen wie militärischen Lösungsansätzen zur präventiven wie
auch nachsorgenden Konfliktregulierung im internationalen Kontext ist die Bundes-
regierung Verpflichtungen eingegangen, zu deren Umsetzung sie ihre grundsätzliche
Bereitschaft zugesagt hat, auch alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel einzusetzen.
Dies kann sowohl bei der Bevölkerung der entsprechenden Länder als auch bei den
eigenen Soldaten empfindliche Negativauswirkungen haben. Diese Risiken müssen
klar benannt werden. Eine kommunikative Beschränkung auf Teilaspekte eines um-
fassenden Ansatzes erweckt den Eindruck der Inkonsequenz, was sowohl im Sinne
der Verantwortlichkeit gegenüber der eigenen Gesellschaft als auch im Verhältnis zu
den internationalen Partnern zu negativen Auswirkungen und einer nachhaltigen
Schädigung der Glaubwürdigkeit und damit zu erheblichen Legitimationspro-
blemen führen kann.
Die Bevölkerung wird auf lange Sicht nur dann bereit sein, alle Aspekte der
Sicherheitspolitik zu akzeptieren, wenn dies schlüssig begründet werden kann. Zum
einen sollten die Werte sowie die verfassungsrechtliche Grundlage dargelegt wer-
den, die den jeweiligen Einsätzen zugrunde liegen. Zudem müssen auch die sicher-
heitspolitischen Interessen der Bundesrepublik klar benannt werden. Eine einseitige
Fokussierung auf einen dieser beiden Pole wird auf Dauer nicht ausreichen, um von
der Notwendigkeit von Auslandseinsätzen zu überzeugen. Dafür sind die Risiken,
die sowohl in den betroffenen Ländern durch mögliche Kampfeinsätze als auch in
Deutschland durch mögliche Todesfälle entstehen können, schlicht zu hoch.
Sowohl Einsatzbefürworter als auch Einsatzgegner haben jeweils gute Argumente,
um ihre Position zu bekräftigen. Daher sollte die Bundsregierung darauf bedacht
sein, die von den Kritikern vorgetragenen Einwände ernst zu nehmen und sich mit
ihnen auseinandersetzen. Nur durch einen offenen, dialogischen Austausch der
Sichtweisen und ein Einlassen auf die entgegenstehende Position kann das Gewicht
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der jeweiligen Argumente verdeutlicht werden. Ängste und Zweifel der Bevölkerung
sollten daher seriös aufgegriffen werden.
Dabei ist zu betonen, dass die Aufgabe einer Kommunikationsstrategie nicht darin
bestehen darf,Vorfälle wie die in Afghanistan zu verheimlichen.Vielmehr muss man
auch mit den eigenen Fehlern und Missständen offen umgehen und dafür ebenso
einstehen wie für die Erfolge. Ziel darf nicht die Unterbindung unliebsamer Argu-
mentationen sein, sondern die Auseinandersetzung damit und das Entgegensetzen
besserer Argumente im Rahmen einer pro-aktiven sicherheitspolitischen Debatte.
Erfolgt die Aufklärung und Verurteilung von Vorgängen wie im Falle der Schädelfotos
erst nachträglich, so geht damit ein erheblicher Glaubwürdigkeitsverlust einher. Ziel
sollte es sein, vor den jeweiligen Einsätzen deren Gründe und Ausmaß klar zu be-
nennen. Nur so kann glaubhaft vermittelt werden, dass eine demokratische Aus-
einandersetzung mit der öffentlichen Meinung tatsächlich auch gewünscht ist und
mögliche Gegenargumente aufgegriffen werden.
Schließlich gehört zu einer sicherheitspolitischen Kommunikationsstrategie in
Deutschland dazu, den europäischen und internationalen Kontext, in den die sicher-
heitspolitischen Aktivitäten eingebettet sind, klar zu beschreiben. Eine sicherheits-
politische Debatte in der Bundesrepublik kann letztlich nur ein Baustein einer
gesamteuropäischen Diskussion sein. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union
haben sich zu einer Koordinierung ihrer Außen- und Sicherheitspolitik entschlos-
sen. Mit dem Vertrag von Lissabon werden die Weichen in Richtung einer weiteren
Integration von Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf europäischer Ebene
gestellt. Dies bringt zwangsläufig Verpflichtungen und Handlungsvorgaben mit sich,
deren Inhalte der Bevölkerung verdeutlicht werden müssen.
5. Legitimation durch Dialog
Die Bundesrepublik hat sich seit der Wiedervereinigung in ihrem außen- und sicher-
heitspolitischen Agieren fundamental verändert. Waren die ersten Auslandseinsätze
der Bundeswehr noch von langen Debatten begleitet, so stehen deren Streitkräfte
heute an zahlreichen Orten der Welt im Einsatz. Dies resultiert zum einen aus einem
neuen Selbstverständnis Deutschlands, zum anderen aus den Anforderungen, die
sich aus den internationalen Bündnisverpflichtungen stellen. Neben humanitären
Operationen wird Sicherheitspolitik dabei mittlerweile auch durch robuste Einsätze
ausgeführt – dies wird allerdings in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen. Zwar
hat das Bundesverfassungsgericht die Verfassungsmäßigkeit von Auslandseinsätzen
der Bundeswehr mehrfach bestätigt. Eine Begründung dafür ist jedoch weder vom
Verfassungsgericht selbst noch von den verantwortlichen Politikern in einer breiten
Öffentlichkeit vermittelt worden.
Gerade in Zeiten komplexer und sich ständig verändernder internationaler Bezie-
hungen benötigen Bürger und Politik jedoch eine klare und auf Interessen ausge-
richtete Definition einer Strategie zur Umsetzung des eigenen gestalterischen Po-
tentials auf internationaler Ebene. Diese stellt jedoch nur einen Teil einer weit rei-
chenden Kommunikationsstrategie zur Wiederbelebung des objektiv geführten
sicherheitspolitischen Diskurses dar. Sie muss eingebettet sein in Bemühungen zum
Aufbau einer neuen Streitkultur in Deutschland, in Europa und innerhalb des trans-
atlantischen Bündnisses. Sowohl die NATO als auch die Europäische Union und die
Bundesrepublik scheuen sich bisher vor der Auseinandersetzung mit der Frage,
unter welchen Umständen und für welche Ziele man bereit ist, seine wirtschaft-
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lichen und politischen Kapazitäten und Fähigkeiten im Rahmen des internationalen
Krisenmanagements einzubringen.
Da die Zahl der Fälle, in denen eine verstärktes sicherheitspolitisches Engagement
seitens Deutschlands gefordert sein wird, in Zukunft eher zu- als abnehmen wird,
und da auch davon auszugehen ist, dass der robuste Kampfeinsatz ebenso zum Auf-
gabenspektrum zählen wird wie die zivile Konfliktnachsorge, muss sich die politi-
sche Elite in Deutschland mit der Notwendigkeit einer sicherheitspolitischen De-
batte auseinandersetzen, die sich an den Konflikten des 21. Jahrhunderts orientiert
und zur Entwicklung einer strategischen Kultur in Deutschland beiträgt. Um
Legitimation und Demokratie zu stärken, müssen die wesentlichen Akteure mit
Nachdruck an einer Vermittlung der sicherheitspolitischen Realitäten und der
Instrumente und Mechanismen arbeiten, mit denen die Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts bewältigt werden sollen.
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